
 
 

Satzung 
 

§ 1 Name, Sitz, Geschä�sjahr 

(1) Der Verein führt den Namen „Kompetenzzentrum Technik-Diversity-Chancengleichheit“ und, nach 
Eintragung in das Vereinsregister, den Zusatz „e. V.“. 

(2) Der Verein hat seinen Sitz in Bielefeld. 
(3) Das Geschä�sjahr des Vereins ist das Kalenderjahr. 

 

§ 2 Zweck, Aufgabe, Gemeinnützigkeit 

(1) Zweck des Vereins ist  
• die Förderung der Gleichberech�gung von Frauen und Männern, 
• die Förderung von Wissenscha� und Forschung, 
• die Förderung von Bildung und Erziehung,  
• die allgemeine Förderung des demokra�schen Staatswesens in der Bundesrepublik 

Deutschland. 

(2) Der Vereinszweck umfasst insbesondere: 

a) die Stärkung der gleichberech�gten Teilhabe von Frauen und Männern in einer technologisch 
und gesellscha�lich transformierenden Welt, 

b) die Unterstützung und Durchführung von wissenscha�lichen Untersuchungen, Studien und 
Forschungsvorhaben zu Themen des Satzungszwecks, 

c) die Entwicklung, Durchführung und Begleitung von Maßnahmen der Bildungs- und 
Erziehungsarbeit, die zur Reflexion von Rollenbildern und zur Förderung klischeefreier Berufs- 
und Lebenswege beitragen, 

d) die Konzep�on, Umsetzung und Evalua�on von Projekten, Beratungsangeboten, 
Vernetzungsak�vitäten, digitalen Lern- und Informa�onsformaten sowie 
öffentlichkeitswirksamen Maßnahmen, die der Verwirklichung des Satzungszwecks dienen. 

(2) Der Verein verfolgt ausschließlich und unmitelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des Abschnits 
„Steuerbegüns�gte Zwecke“ der Abgabenordnung (§§ 51–68 AO). 

(3) Der Verein ist selbstlos tä�g; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtscha�liche Zwecke. 
(4) Mitel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. Die Mitglieder 

erhalten keine Zuwendungen aus Miteln des Vereins. 
(5) Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind, oder durch 

unverhältnismäßig hohe Vergütungen begüns�gt werden. 

  



 

§ 3 Mitglieder 

(1) Der Verein besteht aus Mitgliedern. Näheres, insbesondere zu den Mitgliedsarten wie ordentliche 
Mitglieder, Fördermitglieder und Ehrenmitglieder, regelt die Mitgliedsordnung, die vom Vorstand 
beschlossen wird. 

(2) Mitglied des Vereins kann jede natürliche oder juris�sche Person werden, die die Ziele des 
Vereins unterstützt. 

(3) Die Mitglieder des Vereins bekennen sich zur freiheitlich demokra�schen Grundordnung der 
Bundesrepublik Deutschland. Dieses Bekenntnis bildet die Grundlage der Vereinsarbeit. 

(4) Die Aufnahme als Mitglied erfolgt auf Antrag in Tex�orm. Über den Antrag entscheidet die 
Mitgliederversammlung mit einfacher Mehrheit auf Vorschlag des Vorstands (§ 8). 

(5) Die Mitgliedsordnung ist den Mitgliedern in Tex�orm an die zuletzt dem Verein mitgeteilten 
Kontaktdaten bekanntzugeben. Die Bekanntgabe kann auch durch Veröffentlichung auf der 
Internetseite des Vereins erfolgen. Die Mitgliedsordnung trit mit der Bekanntgabe den 
Mitgliedern gegenüber in Kra�. 

 

§ 4 Beendigung der Mitgliedscha� 

(1) Die Mitgliedscha� endet durch Austrit, Ausschluss, Tod oder bei juris�schen Personen durch 
deren Auflösung. 

(2) Der Austrit eines Mitglieds kann nur zum Ende eines Kalenderjahres unter Einhaltung einer 
Kündigungsfrist von sechs Monaten erfolgen. Der Austrit ist gegenüber dem Vorstand schri�lich 
zu erklären. 

(3) Ein Austrit oder Ausschluss aus dem Verein kann erfolgen, wenn 
a) ein Mitglied mit der Entrichtung seiner Mitgliedsbeiträge oder sons�ger finanzieller 

Verpflichtungen trotz schri�licher Mahnung und Fristsetzung von mindestens 14 Tagen für 
einen Zeitraum von mindestens sechs Monaten im Rückstand ist; 

b) wenn ein Mitglied in erheblichem Maße gegen die Ziele oder Interessen des Vereins verstößt. 
Ein vereinsschädigendes Verhalten liegt insbesondere vor, wenn ein Mitglied gegen die in § 3 
(3) genannten Grundwerte verstößt; 

c) wenn ein Mitglied trotz mehrfacher Kontaktversuche über die zuletzt mitgeteilten 
Kontaktdaten dauerha� nicht erreichbar ist und dadurch die Vereinsarbeit erheblich 
beeinträch�gt. 

(4) Die Verpflichtung der Mitglieder, dem Verein stets eine aktuelle ladungsfähige Anschri� sowie 
eine aktuelle E-Mail-Adresse mitzuteilen, ist Bestandteil der Mitgliedscha�. Kommt ein Mitglied 
dieser Verpflichtung nicht nach, gehen hieraus entstehende Nachteile zu seinen Lasten. 

(5) Ehrenmitglieder unterliegen hinsichtlich der Beendigung der Mitgliedscha� und des Ausschlusses 
denselben Regelungen wie ordentliche Mitglieder, soweit diese Satzung nichts Abweichendes 
bes�mmt. 

(6) Über den Ausschluss entscheidet der Vorstand. Der Beschluss ist dem Mitglied schri�lich an die 
zuletzt bekannte Adresse mitzuteilen. Gegen den Ausschluss kann das Mitglied innerhalb von vier 
Wochen nach Zugang des Ausschlussbeschlusses Berufung zur Mitgliederversammlung einlegen. 
Die Mitgliederversammlung entscheidet endgül�g mit einer Mehrheit von drei Vierteln der 
anwesenden s�mmberech�gten Mitglieder 

(7) Mit dem Ausscheiden aus dem Verein erlöschen alle Ansprüche dem Verein gegenüber, die sich 
aus den Mitgliedsrechten ergeben. 



 

§ 5 Mitgliedsbeiträge 

(1) Von den Mitgliedern werden Beiträge erhoben. 
(2) Die Höhe und Fälligkeit der Beiträge sowie unterschiedliche Beiträge für verschiedene 

Mitgliedsgruppen regelt eine Beitragsordnung, die vom Vorstand beschlossen wird. 
(3) Die Beitragsordnung ist den Mitgliedern in Tex�orm an die zuletzt dem Verein mitgeteilten 

Kontaktdaten bekanntzugeben. Die Bekanntgabe kann auch durch Veröffentlichung auf der 
Internetseite des Vereins erfolgen. Die Beitragsordnung trit mit der Bekanntgabe den 
Mitgliedern gegenüber in Kra�. 

 

§ 6 Organe 

Organe des Vereins sind 

a) die Mitgliederversammlung, 
b) der Vorstand und 
c) das Kuratorium. 

 

§ 7 Mitgliederversammlung 

(1) Die Mitgliederversammlung wird einmal jährlich innerhalb des ersten Halbjahres in Tex�orm vom 
Vorstand unter Bekanntmachung der Tagesordnung bei Einhaltung einer 14-tägigen Frist 
einberufen. Die Mitgliederversammlung kann auch virtuell durchgeführt werden. Jedes Mitglied 
kann mit einwöchiger Frist die Ergänzung der Tagesordnung verlangen. 

(2) Der Mitgliederversammlung obliegen: 
• Beschluss über das Jahresprogramm des Vereins in Verbindung mit der Verabschiedung des 

Haushaltsplans 
• Entgegennahme des Rechenscha�sberichtes des Vorstandes und des Berichtes der 

Kassenprüfer*innen 
• Ausschluss von Mitgliedern (zur Aufnahme siehe § 3 (2)) 
• Entlastung des Vorstandes 
• Wahl des neuen Vorstandes (§ 8) 
• Wahl von zwei Kassenprüfer*innen, die jedoch nicht dem Vorstand angehören dürfen 
• jede Änderung der Satzung 
• Entscheidung über die eingereichten Anträge 
• Ernennung von Ehrenmitgliedern 
• Auflösung des Vereins. 

(3) Eine außerordentliche Mitgliederversammlung muss vom Vorstand einberufen werden, wenn 
mindestens ein Dritel der ordentlichen Mitglieder dies in Tex�orm mit Angabe des Grundes 
beantragt. Der Vorstand kann bei Vorliegen eines wich�gen Grundes die Einberufung einer 
außerordentlichen Mitgliederversammlung beschließen. 

(4) Jede ordnungsgemäß einberufene [ordentliche oder außerordentliche] Mitgliederversammlung 
ist beschlussfähig, unabhängig von der Anzahl der teilnehmenden Mitglieder. Die 
Mitgliederversammlung kann nach Entscheidung des Vorstands als Präsenzversammlung, als 
Hybridversammlung oder als reine Onlineversammlung durchgeführt werden. Sämtliche 
Mitglieder, die physisch oder über ein elektronisches Kommunika�onsmitel teilnehmen, gelten 



 

als anwesend und sind in vollem Umfang s�mmberech�gt. Beschlüsse, einschließlich 
Satzungsänderungen (§ 33 BGB) und der Auflösung des Vereins, können mit den S�mmen der 
physisch oder virtuell teilnehmenden Mitglieder gefasst werden, sofern die gesetzlichen 
Mehrheitserfordernisse erfüllt werden. 

(5) Jedes Mitglied kann sein S�mmrecht für eine Mitgliederversammlung durch Vollmacht in 
Tex�orm auf ein anderes s�mmberech�gtes Mitglied übertragen. Die Vollmacht ist spätestens zu 
Beginn der Mitgliederversammlung nachzuweisen. Ein Mitglied darf höchstens eine weitere 
S�mme vertreten. Die S�mmrechtsübertragung ist bei Beschlüssen über Satzungsänderungen 
und die Auflösung des Vereins ausgeschlossen. 

(6) Über die Mitgliederversammlung und deren Beschlüsse ist ein Protokoll anzufer�gen, das von der 
oder dem Vorsitzenden oder der oder dem stellvertretenden Vorsitzenden zu unterschreiben und 
von einem anderen Vorstandsmitglied gegenzuzeichnen ist. 

 

§8 Vorstand 

(1) Der Vorstand im Sinne des § 26 BGB (nachfolgend „Vorstand“) besteht aus: 

a) dem/der Vorsitzenden, 
b) dem/der stellvertretenden Vorsitzenden, 
c) dem/der Schatzmeister*in 
d) dem/der Schri�führer*in 

Der erweiterte Vorstand besteht aus weiteren Beisitzer*innen, die keine Vertretungsmacht nach 
§ 26 BGB besitzen und den Vorstand beratend unterstützen. 

(2) Der Vorstand ist für alle Angelegenheiten des Vereins zuständig, soweit sie nicht einem anderen 
Organ ausdrücklich zugewiesen sind. Zu seinen Aufgaben gehören insbesondere: 
• Einberufung von Mitgliederversammlungen sowie Festlegung der Tagesordnung, 
• Aufstellung des Jahresprogramms und des Haushaltsplans, 
• Erstellung des Finanzberichts und des Jahresabschlussberichts, 
• Vorbereitung und Ausführung der Beschlüsse der Vereinsorgane, 
• Benennung und Abberufung der Mitglieder des Kuratoriums, 
• Vorschlag über Aufnahmen neuer Mitglieder, 
• Entscheidung zu Beitragsangelegenheiten nach Maßgabe der Beitragsordnung. 
• Bestellung bzw. Abberufung und Entlastung der Geschä�sführung der Geschä�sstelle. 

(3) Der Verein wird gerichtlich und außergerichtlich durch zwei Mitglieder des Vorstands vertreten, 
darunter der/die Vorsitzende oder der/die stellvertretende Vorsitzende. 

(4) Der Verein strebt eine mehrheitlich weibliche Besetzung des Vorstands und des erweiterten 
Vorstands an. 

(5) Die Amtszeit des Vorstands und des erweiterten Vorstands beträgt drei Jahre; Wiederwahl ist 
zulässig. Scheidet ein Mitglied des Vorstands oder des erweiterten Vorstands vorzei�g aus, kann 
der Vorstand eine Person für die restliche Amtszeit bis zur nächsten Mitgliederversammlung 
kommissarisch einsetzen. 

(6) Die Tä�gkeit aller Mitglieder des Vorstands erfolgt ehrenamtlich. 

  



 

§ 9 Geschä�sstelle 

(1) Die Geschä�sführung der Geschä�sstelle wird vom Vorstand nominiert, bestellt und abberufen. 
(2) Sie erhält eine umfassende Handlungsvollmacht im Sinne einer kaufmännischen 

Vertretungsmacht analog § 54 HGB. Besondere Befugnisse und Beschränkungen bes�mmt der 
Vorstand. 

(3) Die Aufgaben, Befugnisse und Verantwortlichkeiten der Geschä�sführung werden vom Vorstand 
in einer schri�lichen Geschä�sordnung festgelegt und bei Bedarf geändert. 

 

§ 10 Sitzungen und Beschlüsse des Vorstands 

(1) Der Vorstand tagt mindestens zweimal pro Jahr. Sitzungen können als Präsenzsitzungen, virtuelle 
Sitzungen oder in hybrider Form durchgeführt werden. Ort, Form und Tagesordnung der Sitzung 
werden von der oder dem Vorsitzenden, bei Verhinderung von der stellvertretenden 
Vorsitzenden oder dem stellvertretenden Vorsitzenden, festgelegt. 

(2) Die Sitzungen des Vorstands werden in der Regel von der oder dem Vorsitzenden, bei 
Verhinderung von der stellvertretenden Vorsitzenden oder dem stellvertretenden Vorsitzenden, 
einberufen. Jedes Mitglied des Vorstands kann aus wich�gem Grund die Einberufung einer 
Sitzung verlangen. Die Einladung erfolgt schri�lich oder elektronisch unter Miteilung der 
Tagesordnung mit einer Frist von 14 Tagen. In dringenden Fällen kann die Einladung mit einer 
Frist von mindestens zwei Tagen erfolgen; die Bekanntgabe kann telefonisch oder in anderer 
geeigneter Weise erfolgen. 

(3) Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens drei seiner Mitglieder an der Sitzung 
teilnehmen. Die Teilnahme kann persönlich, virtuell oder hybrid erfolgen. 

(4) Der Vorstand entscheidet mit einfacher Mehrheit der abgegebenen gül�gen S�mmen. 
S�mmenthaltungen gelten als nicht abgegebene S�mmen. Bei S�mmengleichheit gilt ein Antrag 
als abgelehnt. 

(5) Beschlüsse können auch außerhalb von Sitzungen im schri�lichen oder elektronischen 
Umlaufverfahren gefasst werden, wenn mindestens drei Mitglieder des Vorstands an der 
Abs�mmung teilnehmen. Ein Widerspruch eines Mitglieds gegen dieses Verfahren führt zur 
Behandlung des Beschlussgegenstands in einer Sitzung. 

(6) Über die Sitzungen des Vorstands soll ein Ergebnisprotokoll geführt werden, das die gefassten 
Beschlüsse festhält. Das Ergebnisprotokoll wird von der oder dem Vorsitzenden oder der oder 
dem stellvertretenden Vorsitzenden oder einem von ihnen benannten Vorstandsmitglied 
unterzeichnet und den Mitgliedern des Vorstands zugänglich gemacht. 
 

§ 11 Sitzungen des erweiterten Vorstands 

(1) Der erweitere Vorstand tagt mindestens einmal pro Jahr. Er setzt sich zusammen aus den 
Mitgliedern des Vorstands sowie den Beisitzerinnen und Beisitzern. 

(2) Die Sitzungen des erweiterten Vorstands dienen der Informa�on, Beratung und strategischen 
Abs�mmung. Beschlüsse mit Außenwirkung oder solche nach § 26 BGB werden ausschließlich 
durch den Vorstand gefasst. 

(3) Zur Sitzung des erweiterten Vorstands lädt die oder der Vorsitzende, bei Verhinderung die oder 
der stellvertretende Vorsitzende, schri�lich oder elektronisch unter Miteilung der Tagesordnung 
mit einer Frist von 14 Tagen ein. Sitzungen können in Präsenzform, virtuell oder hybrid 
sta�inden. 



 

(4) Beisitzerinnen und Beisitzer besitzen kein S�mmrecht. Ihnen steht jedoch das Recht zu, Anträge 
einzubringen und an den Beratungen teilzunehmen. 

 

§ 12 Kuratorium 

(1) Der Verein hat ein Kuratorium, das den Vorstand bei der Erfüllung seiner Aufgaben unterstützt 
und berät. Das Kuratorium hat keine Entscheidungs- oder Vertretungsbefugnisse im Sinne des 
§ 26 BGB. 

(2) Zu den Aufgaben des Kuratoriums gehören insbesondere: 
• die Stellungnahme zum Jahresprogramm, 
• die Stellungnahme zum Jahresabschlussbericht, 
• die Unterstützung bei der Mitelakquise, 
• die fachliche Beratung des Vorstands in strategischen Fragen. 

(3) Dem Kuratorium gehören insbesondere Vertreterinnen und Vertreter aus folgenden 
gesellscha�lichen Bereichen an: 

• Bundesministerien, 
• Länderministerien, 
• Deutschen Bundestag, 
• Bundesagentur für Arbeit, 
• Hochschule Bielefeld (als Träger des An-Ins�tuts kompetenzz) 
• Hochschulen und Forschungseinrichtungen, 
• Wirtscha�, 
• Medien, 
• Arbeiternehmer- und Arbeitgeberorganisa�onen, 
• S��ungen, 
• Verbände, Vereine und Exper�nnen- und Expertennetzwerke. 

(4) Das Kuratorium sollte mindestens fünfzehn und höchstens dreißig Mitglieder umfassen. 
(5) Die Mitglieder des Kuratoriums werden vom Vorstand für die Dauer der Amtszeit des Vorstands 

benannt. Wiederbenennungen sind möglich. 
(6) Das Kuratorium wählt aus seiner Mite eine Vorsitzende oder einen Vorsitzenden sowie eine 

Stellvertreterin oder einen Stellvertreter. Die Wahl erfolgt mit einfacher Mehrheit. 
(7) Die Mitgliedscha� im Kuratorium endet  

a) mit Ablauf der Amtszeit gemäß Absatz 5, 
b) durch Rücktrit, der gegenüber dem Vorstand schri�lich oder elektronisch zu erklären ist, 
c) durch Abberufung durch den Vorstand aus wich�gem Grund, 
d) bei Verlust der Funk�on oder Posi�on, aufgrund derer die Benennung erfolgt ist (z. B. 

Ausscheiden aus Bundestag, Ministerium o. Ä.), 
e) durch Tod. 

(8) Scheidet ein Mitglied vorzei�g aus, kann der Vorstand für die restliche Amtszeit des Kuratoriums 
ein neues Mitglied benennen. 

  



 

§ 13 Änderung der Satzung 

(1) Satzungsänderungen können nur verhandelt werden, wenn ihr Wortlaut den Mitgliedern 
zusammen mit der Einladung zur Mitgliederversammlung mindestens 14 Tage vorher in Tex�orm 
zugegangen ist. 

(2) Anträge aus der Mitgliedscha� auf Satzungsänderungen müssen von mindestens fünf Mitgliedern 
unterstützt werden und spätestens vier Wochen vor der Mitgliederversammlung schri�lich oder 
elektronisch beim geschä�sführenden Vorstand eingehen. 

(3) Redak�onelle Änderungen der Satzung, die den Inhalt der Satzung nicht berühren, kann der 
Vorstand beschließen. Die Mitglieder sind hierüber zu informieren. 

(4) Satzungsänderungen, die aufgrund behördlicher oder steuerrechtlicher Vorgaben zwingend 
erforderlich werden, kann der Vorstand beschließen. Die Mitglieder sind unverzüglich zu 
unterrichten. 

(5) Im Übrigen wird auf § 33 BGB verwiesen. 

 

§ 14 Auflösung des Vereins 

(1) Die Auflösung des Vereins kann nur von einer zu diesem Zweck einberufenen 
Mitgliederversammlung mit einer Mehrheit von drei Vierteln der anwesenden s�mmberech�gten 
Mitglieder beschlossen werden. Der Tagesordnungspunkt „Auflösung des Vereins“ muss in der 
Einladung ausdrücklich genannt sein. 

(2) Die Mitgliederversammlung wählt nach gefasstem Auflösungsbeschluss aus ihrer Mite zwei 
Liquidator*innen zur Abwicklung. Die Mitgliederversammlung kann statdessen mit einfacher 
Mehrheit beschließen, externe Personen mit der Liquida�on zu betrauen. 

(3) Bei Auflösung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegüns�gter Zwecke fällt das Vermögen des 
Vereins an eine Körperscha� des öffentlichen Rechts oder eine andere steuerbegüns�gte 
Körperscha�, die das Vereinsvermögen unmitelbar und ausschließlich für die satzungsmäßigen 
gemeinnützigen Zwecke dieses Vereins zu verwenden hat. Beschlüsse über die kün�ige 
Verwendung des Vermögens dürfen erst nach Einwilligung des Finanzamts ausgeführt werden. 

(4) Ist die Mitgliederversammlung, in der über die Auflösung beschlossen werden soll, nicht 
beschlussfähig, so ist innerhalb von vier Wochen eine weitere außerordentliche 
Mitgliederversammlung einzuberufen, die ohne Rücksicht auf die Zahl der erschienenen 
Mitglieder beschlussfähig ist. Hierauf ist in der Einladung hinzuweisen. 

 

Stand: 22. Mai 2026 
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